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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Als einzige Regierungspartei wollte die SP für die Sanierung der Bundeskasse neben
Einsparungen von 3,2 Mia CHF auch auf Mehreinnahmen von 1,6 Mia CHF
zurückgreifen. Vorgeschlagen wurde von der SP-Fraktion etwa eine Erhöhung des
Treibstoffgrundzolls um 20 Rappen und eine Reichtumssteuer. Ausserdem forderte die
Partei die Einfrierung der realen Landwirtschaftsausgaben und die Sanierung der SBB
auf Kosten der Strassenrechnung. Ein Moratorium im Sozialwesen, wie es von
Arbeitgeberseite gefordert worden war, wies die Partei zurück und sprach sich im
Gegenteil für mehr Sozialstaat aus. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.06.1994
EVA MÜLLER

Bei den eidgenössischen Abstimmungen folgte die FDP konstant den Anträgen von
Bundesrat und Parlament. Grosse Abweichungen von der Parole der Mutterpartei
verzeichneten mit 16 Kantonalsektionen aber die Vorlage über eine leistungsabhängige
Schwerverkehrsabgabe sowie mit 15 abweichenden Kantonalparteien das Bundesgesetz
über die Krankenversicherung. Für die Alpeninitiative sprachen sich drei
Kantonalsektionen sowie der Delegiertenrat der Schweizer Jungfreisinnigen aus. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Bei den eidgenössischen Abstimmungen wich die SVP bei vier Vorlagen von Bundesrat
und Parlament ab, darunter dem Kulturartikel und den Blauhelmen. Das Nein zum
Kulturartikel entstand jedoch nur mit Zufallsmehr. Bei den Blauhelmen wichen fünf und
beim Kulturförderungsartikel neun Kantonalparteien (von insgesamt 19) von der
Mutterpartei ab und stimmten damit für den Parlamentsbeschluss. Als einzige
Regierungspartei lehnte die SVP Schweiz auch die leistungsabhängige
Schwerverkehrsabgabe und - allerdings wiederum nur durch Zufallsmehr - das
Krankenversicherungsgesetz ab. Dem Verbot der Rassendiskriminierung stimmte sie
klar zu, sieben Kantonalsektionen lehnten es jedoch ab. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Mit 85 zu 73 Stimmen votierten die Delegierten in Brig Ende April gegen die
Mutterschaftsversicherung und erzürnten mit diesem Entscheid die Mehrheit der
Freisinnigen in der Romandie. Viele Westschweizer Parteidelegierte verliessen aus
Protest den Saal. Nach den Abstimmungen über die LSVA, die Neat und die
Wohneigentumsinitiative war die Partei nun zum vierten Mal innerhalb eines Jahres
gespalten. Für Triponez (BE), Direktor des Schweizerischen Gewerbeverbandes, war die
Vorlage aus Gründen der Finanzierbarkeit nicht akzeptabel. Dagegen bat Ständerätin Lili
Nabholz (ZH) um Zustimmung. Die letzte Lücke im schweizerischen Sozialsystem müsse
gestopft werden. Alle nichtdeutschsprachigen Kantonalsektionen der FDP beschlossen
in der Folge die Ja-Parole zur Mutterschaftsversicherung. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.04.1999
DANIEL BRÄNDLI

Auch im Referendum gegen die Erhöhung der Abgaben für die Autobahnvignette
mischte die SVP mit. Aushängeschilder des erfolgreichen Referendumskomitees, das
innert kürzester Zeit mehr als doppelt so viele Unterschriften wie nötig gesammelt
hatte, waren die SVP-Nationalratsmitglieder Nadja Pieren (BE) und Walter Wobmann
(SO) sowie Claude-Alain Voiblet, Grossrat des Kantons Waadt. Einen Grossteil der
Administrationsarbeit leistete bei der Sammlung allerdings eine Gruppierung mit den
Namen „Alpenparlament“. Die Organisation aus dem Berner Oberland wird von zwei
ehemaligen Schweizer Demokraten geführt. Das Alpenparlament tritt im Internet mit
Verschwörungstheorien auf und vertreibt „Therapiegeräte“, mit denen sich HIV oder
Malaria heilen lasse. Nadja Pieren gab zu Protokoll, dass das Alpenparlament bei der SVP
angefragt und dann die Administration für die Unterschriftensammlung übernommen
habe; was die Gruppierung daneben machen würde, sei aber Privatsache. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2013
MARC BÜHLMANN
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Linke und ökologische Parteien

An einer Delegiertenversammlung zur Verkehrspolitik im Mai lehnten die Grünen jede
Lockerung der 28-Tonnen-Limite für den Schwerverkehr als Zugeständnis in den
bilateralen Verhandlungen mit der EU ab. Ein Antrag der Zürcher Sektion für eine
ausdrückliche Referendumsdrohung bei einer Aufweichung der 28-Tonnen-Limite kam
knapp durch. Weiter sprachen sich die Grünen dafür aus, eine leistungsabhängige
Schwerverkehrsabgabe zur Finanzierung der Neat einzuführen. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.05.1996
EVA MÜLLER

Bezüglich der bilateralen Verhandlungen der Schweiz mit der EU pochten die Grünen
auf eine harte Haltung der Schweiz und die konsequente Umsetzung der
Alpeninitiative. Andernfalls drohten sie mit dem Referendum. In einer Petition «gegen
die Zulassung von 44-Tönnern in der Schweiz» kritisierten sie den Bundesrat, der auf
dem Verordnungsweg die Radialzonen um die Huckepack-Bahnhöfe, in denen die 28-
Tonnen-Limite nicht gilt, von 10 auf 30 Kilometer ausgedehnt hatte. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.09.1997
EVA MÜLLER

Der Parteitag der GP vom 15. August in Schaffhausen stand in erster Linie im Zeichen
der Verkehrspolitik. Einstimmig wurde die Ja-Parole für die LSVA gefasst. Mehr Anlass
zu Diskussionen bot die Vorlage über die Finanzierung der Bahninfrastruktur (Finöv).
1992 hatten die Grünen die Neat-Netzvariante mit einem Referendum bekämpft. Der
pragmatischen Haltung von Vorstand und Fraktion, beim Entscheid über die Neat auch
staats- und realpolitische Aspekte zu berücksichtigen, erwuchs Widerstand aus der
fundamentalistischen Strömung der Partei. Das Ja zur Finöv fiel allerdings klar aus.
Ferner verabschiedeten die Delegierten ein verkehrspolitisches Positionspapier. Darin
forderten sie ein kinder-, umwelt- und sozialverträgliches Gesamtverkehrskonzept und
machten sich für eine Vollkostenrechnung aller Verkehrsträger stark. Für die
Beibehaltung der 28-Tonnen-Limite wollen sich die Grünen nicht mehr engagieren.
Gleichzeitig bekundete die GP ihre Unterstützung für vier verkehrspolitische Initiativen,
so z.B. für die «Verkehrshalbierungsinitiative» oder die Initiative für Tempo 30
innerorts. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.08.1998
URS BEER

Liberale Parteien

Bei den eidgenössischen Abstimmungen lehnte die LP, im Gegensatz zur FDP, zwei der
drei Verkehrsabgabe-Vorlagen ab (bei der Vignette beschloss sie Stimmfreigabe) und
sie stimmte wie die SVP gegen den Kulturförderungsartikel. Dem Antirassismus-Gesetz
stimmte die LP Schweiz, nicht aber die waadtländische Kantonalpartei zu. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

An einer Delegiertenversammlung vom 29. August in Genf fasste die Partei nach einer
langen und engagierten Debatte knapp mit 38 zu 32 Stimmen die Nein-Parole zur
leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA). Während sich die meisten
Vertreter der (wenigen) Deutschschweizer Kantonalparteien für die Vorlage
aussprachen, folgte die Mehrheit der welschen Sektionen den Ausführungen des
prominenten LSVA-Gegner und Astag-Präsidenten Charles Friderici (VD), der in der
Ablehnung der LSVA keine Gefährdung der bilateralen Verträge sah, und die geplante
Abgabe als Einführung einer neuen Konsumsteuer brandmarkte. Die Delegierten
bekräftigten die bisherige Europa-Politik der Partei und sprachen sich in einer mit nur
drei Gegenstimmen verabschiedeten Resolution erneut für einen möglichst baldigen
EU-Beitritt der Schweiz aus. Zudem gaben sie ihren Unmut über die Langwierigkeit der
bilateralen Verhandlungen Ausdruck, beschlossen aber, den Bundesrat in diesem
Bereich zu unterstützen. Nach der Annahme der LSVA durch das Volk schwenkte auch
die LP auf die bundesrätliche Verkehrspolitik ein und unterstützte den
Bundesbeschluss über Bau und Finanzierung von Infrastrukturvorhaben des
öffentlichen Verkehrs. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.10.1998
URS BEER
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Konservative und Rechte Parteien

Die Lega stellte im Berichtsjahr die Verbesserung der wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen des Kantons Tessin in den Vordergrund und forderte als
Massnahmen – ohne konkrete Umsetzungen vorzuschlagen – etwa eine Tessiner
Freihandelszone, eine Senkung des Tessiner Benzinpreises, um den Benzintourismus
wiederzubeleben, und eine Kantonalisierung der «Lex Friedrich». Zudem lancierte sie
im Berichtsjahr eine Volksinitiative «Für eine volksnahe Mehrwertsteuer». 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.08.1995
EVA MÜLLER
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